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Bei alledem sprechen die Deutschen unter
sich immer noch vom «Russland-Geschäft»,
wobei die Realitäten hinter diesem früheren
umgangssprachlichen Pars pro toto immer
weiter auseinanderklaffen. Man wird sich
wahrscheinlich über die Sprachlichkeiten
hinaus schon bald entscheiden müssen, wen
man als Partner meint: die Sowjets, die Russen,

die Ukrainer usw. Die Fortführung des
Angebots im Multipack ist ja alles andere als

garantiert.

und verunsicherte Partner
in Westeuropa

Inzwischen besteht kein Zweifel daran, dass
der EG-Grossmarkt für Deutschland nach
wie vor die eigentliche wirtschaftliche Basis
bietet, die auch politisch homogen bleiben
muss.

Allerdings: Ob die politische Union der
EG-Länder tatsächlich zustande kommt,
erscheint jetzt - nach der deutschen Vereinigung

- fraglicher als zuvor, denn diese ruft
dem Bedürfnis nach vorsorglich koordinierten

Gegengewichten.

Die Atommacht Grossbritannien lehnt es

nach wie vor ab, zugunsten einer supranatio-
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nalen EG-Regierung auf ihre volle Souveränität

zu verzichten, und findet für diese
Haltung neues Verständnis in Frankreich. Dieses

sieht sich angesichts der wirtschaftlichen
Übergewichtigkeit der Deutschen veranlasst,
seine Deutschlandpolitik zu überprüfen.
Noch gibt es das Sonderverhältnis Kohl-
Mitterand, aber in der neuen Konstellation
steht ihm eine Belastungsprobe bevor.
Wahrscheinlich werden London und Paris einander

näherkommen, um der deutschen
Wirtschaftssupermacht etwas Kohärentes
gegenüberzustellen, bevor Europa ins Amalgam
geht.

In Grossbritannien gibt es eine regierungsnahe

Politikergruppe, die sogenannte
Brügge-Gruppe, welche zwar die deutsche
Vereinigung als natürlichen Vorgang
ausdrücklich begrüsst, aber vor den
europäischen Wirtschaftskonsequenzen warnt:
«Es wäre töricht, die deutsche Dominanz in
den Angelegenheiten Europas zu
institutionalisieren.»

Für Bonn wird es immer schwieriger, eigene
Interessen innerhalb der EG mit der
gleichen Unbefangenheit wie andere Mitglieder
zu verteidigen, denn in seinem Fall sieht
man sofort den Versuch, die Gemeinschaft
zu dominieren. Das führt zu Verkrampfungen

und steht dem Fahrplan einer politischen

Union im Wege.

Aus Angst vor einer Destabilisierung
Westeuropas infolge der osteuropäischen Umwälzungen

hat Mitterrand versucht, mit seinem
Plan einer «europäischen Konföderation»
einem Alleingang Bonns im Osten
zuvorzukommen. Nachdem im September zwischen
Moskau und Bonn ein grossangelegter
Kooperationsvertrag unterzeichnet worden
war und nachdem Finanzminister Waigel
seine Bedenken gegen den Fahrplan zur
europäischen Währungsunion angemeldet
hatte, kamen in Paris neue Zweifel an
Deutschland auf. Französische Politiker
gaben sogar an, ein klares Bekenntnis der
Deutschen zur EG zu vermissen.

Das hat mit der eigenen Verunsicherung in
Frankreich zu tun. Die grosse Zeitung
«Le Monde» drückt dieses Gefühl so aus:
«Wenn man in Frankreich heute Deutschlands

künftige Rolle für die europäische
Sicherheit nicht vorurteilslos diskutieren
kann, ist das weniger darauf zurückzuführen,

dass man Angriffskriege, Pangermanis-
mus und Nationalismus noch immer als
vererbte Übel des kaiserlichen oder
nationalsozialistischen Reichs verstünde - davon ist
kaum mehr etwas zu hören -, sondern
vielmehr darauf, dass uns unsere eigene französische

Rolle im künftigen Europa unklar
ist.»

Bei den Ängsten vor einer wachsenden
deutschen Macht kommt eben bei den Franzosen
so gut wie bei den Briten eine ordentliche
Portion Zweifel an sich selbst zum
Vorschein, und der Bonner Regierung steht
noch eine Menge Beruhigungsarbeit bevor.
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Von Solschenizyns Konzept einer künftigen
Russischen Union hatten wir in der letzten
Nummer schon gesprochen, und zwar in
Hinsicht auf die Selbstbeschränkung des

neuen Gebildes, das die slawischen Stammgebilde

vereinigen würde, nämlich die heutige

Russische Föderation, die Ukraine,
Weissrussland und Nordkasachstan. Heute
zeigen wir Ihnen (Seite 4) in einer
Leseprobe, wie er die erste Transformationsphase

der sowjetischen Erbschaft sieht:
Wiederbelebung des Bauernstandes in erster
Linie, verbunden mit einer Warnung davor,
den Russen westliche Wirtschaftmodelle wie
eine unpassende Montur überziehen zu wollen.

Das Wort «Russland», umgangssprachlich
so lange als irreführendes Synonym für die
Sowjetunion verwendet, ist heute aus neuen
und zum Teil widersprüchlichen Gründen
vieldeutig geworden; man kann es seriös
schon fast nicht mehr verwenden, ohne zu
präzisieren, was man im gegebenen Kontext
darunter versteht.

Noch akuter sind die Schwierigkeiten mit
dem Begriff der Sowjetunion. Hoheitsgebiet,
Staatsform, Gesellschaftstyp, alles ist
anfechtbar und real fraglich geworden.

Während eine neue Föderation gesamthaft
noch Diskussionsgegenstand ist, haben sich
seine sämtlichen zukünftigen Bestandteile
schon in der Gegenwart formiert. Erst letzte
Woche hatte der Oberste Sowjet der UdSSR
«klargestellt», dass bis zum Vorliegen des

neuen Föderationsvertrags die Unionsgesetze

noch Vorrang vor den Gesetzen der
Republiken hätten. Und unmittelbar danach
wurde Tatsache, dass sämtliche Gliedstaaten
der Union die entgegengesetzte Massgeblichkeit

beanspruchen. Mit den
Souveränitätserklärungen Kasachstans und Kirgisiens
in den letzten Tagen haben nun sämtliche
Republiken erklärt, dass ihr jeweiliges Recht
dem Unionsrecht vorgehe - falls sie in ihrer
Unabhängigkeitsauffassung nicht weiter
gehen.

Dem aber steht nicht nur der gesamtsowjetische

Autoritätsanspruch als Noch-Zustand
gegenüber, sondern auch die
Selbständigkeitsansprüche von Minderheiten in den
jeweiligen Republiken als ruhige bis rabiate
Neuerscheinung.

Muss die neue Ordnung den Weg über die
Unordnung nehmen? Es gibt Indizien auch
andersherum. Soeben hat das estnische
Innenministerium (zuständig für die Polizei)
die Kompetenzen des sowjetischen
Innenministeriums in dieser Republik übernommen,
aufgrund einer Vereinbarung beider Seiten.
Noch lohnt es sich, von einer geordneten
Transformation so viel wie möglich
anzustreben. Christian Brügger
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